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— Kalkulierbare Kosten für Neuerungen, Erfindungen, 
Muster und schutzrechtliche Maßnahmen, die ein be­
stimmtes Erzeugnis oder eine bestimmte Gruppe von 
Erzeugnissen betreffen, sind diesen Erzeugnissen zu­
zurechnen (z. B. Lizenzkosten).

15. Kosten für technologisch bedingten Ausschuß, Nach­
arbeit und Garantieverpflichtungen

15.1. Zur Abgeltung der Kosten für technologisch bedingten 
Ausschuß, Nacharbeit und Garantieverpflichtungen 
sind in den speziellen Kalkulationsrichtlinien norma­
tive Kalkulationselemente festzulegen und bei der Kal­
kulation anzuwenden. Die Betriebe haben solche Be­
dingungen zu schaffen, die eine Senkung der Höhe des 
festgelegten Normativs gewährleisten.

15.2. Wird in Ausnahmefällen anstelle eines normativen Kal­
kulationselementes ein Höchstsatz zur Abgeltung dieser 
Kosten festgelegt, so sind diese Kosten in der Höhe kal­
kulationsfähig, wie sie bei sparsamer Wirtschaftsfüh­
rung entstehen. Der Höchstsatz darf nicht überschritten 
werden. Er ist zu unterschreiten, wenn niedrigere Ko­
sten anfallen, als sie durch den Höchstsatz ausgedrückt 
werden.

15.3. Effektiv entstandene Kosten für Material, Lohn usw. 
sind bei Anwendung eines normativen Kalkulations­
elementes gemäß Ziff. 15.1. nicht kalkulierbar.

16. VVB-Umlage
16.1. Die zu Lasten der Selbstkosten an die VVB abzufüh­

rende Umlage ist kalkulationsfähig, soweit der mit dem 
Plan in absoluter Höhe vorgegebene Betrag nicht über­
schritten wird.

16.2. Die Regelung gemäß Ziff. 16.1. gilt sinngemäß für die 
von den konsumgenossenschaftlichen Industrie- und 
Dienstleistungsbetrieben abzuführende Umlage inner­
halb der konsumgenossenschaftlichen Organisation.

17. Rechts- und Beratungskosten
Die Kosten für die Beratung der Betriebe auf wissen­
schaftlich-technischem, ökonomischem und juristischem 
Gebiet (z. B. durch die Ingenieurbüros der Vereinigun­
gen Volkseigener Betriebe) sind kalkulierbar, soweit 
diese Beratungen im Interesse der betrieblichen Arbeit 
erforderlich sind und die Betriebe nicht über eigene 
Fachkräfte mit der erforderlichen Qualifikation ver­
fügen.
Die Kosten für die Tätigkeit der VEB Rechnungsfüh­
rung und Wirtschaftsberatung sind kalkulationsfähig. 
Beratungskosten in Verbindung mit Preis-, Steuer-, 
Wirtschafts- oder sonstigen Strafverfahren sind nicht 
kalkulationsfähig.

18. Kosten für eigene Beratungstätigkeit; Vertreterkosten
18.1. Beraten die Betriebe ihre Abnehmer im Zusammenhang 

mit dem Absatz ihrer Erzeugnisse, insbesondere in be­
zug auf die Einsatzmöglichkeiten, die Bedienung, die 
Wartung und Pflege von Maschinen, Anlagen, Geräten 
usw. bzw. in bezug auf die Verwendungsmöglichkeiten 
der von ihnen gelieferten Erzeugnisse, oder führen sie 
Schulungen durch, so sind die von ihnen hierfür aufge­
wendeten Kosten kalkulierbar.
Soweit zur Berechnung der vorstehend genannten Lei­
stungen Rechtsvorschriften bestehen, sind diese anzu­
wenden. Ist das nicht der Fall, so sind diese Kosten als 
direkte technologische Kosten oder Gemeinkosten in die 
Industriepreise einzubeziehen.

18.2. Soweit in besonderen Fällen Vertreter eingesetzt wer­
den, sind die sich hierdurch ergebenden Kosten (Ver­
treterkosten) kalkulierbar, wenn
— der sozialistische Großhandel den Vertrieb eines Er­

zeugnisses nicht übernimmt,

— nach der Zweckbestimmung des Erzeugnisses die 
Unterbreitung des Angebotes durch Vertreter (z. B. 
Vorlage von Musterkollektionen) oder die technische 
Beratung des Bestellers erforderlich ist.

Vertreterkosten dürfen nicht kalkuliert werden, wenn 
die Betriebe den Einzelhandel im Direktgeschäft belie­
fern und entsprechend den Rechtsvorschriften die Groß­
handelsspanne mit dem Einzelhandel geteilt werden 
kann.
Die Betriebe haben zu sichern, daß die kalkulierten Ver­
treterkosten in einem angemessenen Verhältnis zu den 
Gesamtselbstkosten stehen. Die Vertreterkosten sind in 
volkswirtschaftlich vertretbarer Höhe als direkte oder 
indirekte Kosten zu verrechnen.

19. Kosten für Wassernutzung

19.1. Das Wassernutzungsentgelt gemäß der Zweiten Durch­
führungsverordnung vom 16. Dezember 1970 zum Was­
sergesetz — Anwendung ökonomischer Regelungen für 
die Reinhaltung der Gewässer und zur rationellen Nut­
zung des Grund- und Oberflächenwassers — (GBl. II 
1971 Nr. 3 S. 25) ist kalkulationsfähig.
Zuschläge zum Wassernutzungsentgelt gemäß § 2 Abs. 7 
der vorgenannten Verordnung (Zuschläge bei Über­
schreitung der genehmigten Entnahmemenge oder des 
genehmigten Verbrauches) sind nicht kalkulationsfähig.

19.2. Kostenbeteiligungen an wasserwirtschaftlichen Anlagen 
mit Mehrzwecknutzung sind kalkulationsfähig (§ 13 
Abs. 5 der in Ziff. 19.1. genannten Verordnung). Der­
artige Kosten sind, soweit erforderlich, zeitlich abzu­
grenzen.

19.3. Das Bereitstellungsentgelt gemäß § 15 der Anordnung 
vom 10. Januar 1972 über die allgemeinen Bedingungen 
für den Anschluß von Grundstücken an die öffentlichen 
Wasserversorgungsanlagen und für die Lieferung und 
Abnahme von Trink- und Betriebswasser — Wasserver­
sorgungsbedingungen — (GBl. II Nr. 8 S. 77) ist kalku­
lationsfähig.

20. Steuern, Gebühren, Beiträge

Die von den Betrieben zu entrichtenden Steuern sind 
unter Berücksichtigung der zeitlichen Abgrenzung und 
der betrieblichen Verursachung kalkulierbar.
Gebühren (z. B. auf Grund der Verordnung über die 
staatlichen Verwaltungsgebühren) sowie Beiträge (z. B. 
Mitgliedsbeiträge zum Warenzeichenverband) sind kal­
kulierbar.
Gebühren, die im Zusammenhang mit Ordnungsstrafen 
oder sonstigen Strafen und mit der Erteilung von Mehr­
erlösabführungsbescheiden erhoben werden, sind nicht 
kalkulierbar.

21. Zinskosten
21.1. Zinskosten für

— planmäßige Grund- und Umlaufmittelkredite,
— zusätzliche Kredite zur Stimulierung der sozialisti­

schen Rationalisierung, der Wettbewerbs- und Neue­
rerbewegung, auch wenn ein Abschlag vom Grund- 
zinssätz gemäß § 3 Abs. 2 der Kreditverordnung so­
zialistische Betriebe vom 22. Dezember 1971 (GBl. II 
1972 Nr. 4 S. 41) gewährt wird,

sind in Höhe des Grundzinssatzes von 5 % kalkulations­
fähig.
Sofern für bestimmte planmäßige Vorgänge, wie Re­
servehaltungen oder Investitionen unter Kontrolle des 
Ministerrates, Kredite mit Abschlägen vom Grundzins­
satz gewährt werden, sind die Zinsen in Höhe des er­
mäßigten Satzes zu kalkulieren.

21.2. Bei der Festlegung des Gesamtbetrages der kalkula­
tionsfähigen Zinsen ist von dem mit der zuständigen


